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Die Krankheitsverhütung in der RVO.
Von Dr. med. W. Hanauer-Frankfurt a. O.

I.

Während nach dem geltenden Gesetze die

Träger der Invaliden- und Unfallversicherung sich

in weitem Maße auf dem Gebiete der Krankheits-

resp. Unfallverhütung betätigen konnten und er¬

hebliche Mittel dafür aufwenden durften, ist es

bisher den Krankenkassen verwehrt gewesen,
finanzielle

,
Aufwendungen für die Zwecke der

Krankheitsverhütung zu machen. Das wenige,
was auf diesem Gebiete trotzdem geleistet wurde,
z. B. die bekannten Wohnungsuntersuchungen der

Ortskrankenkasse der Kaufleute in Berlin, die

Abhaltung von hygienischen Vorträgen, die Aus¬

gabe von Flugschriften, konnte gleichsam nur ver¬

stohlen geschehen, da die Genehmigung dazu erst

auf dem Prozeßwege erzwungen werden mußte.

Diese von den Krankenkassen, den Ärzten

sowie den Versicherten selbst schmerzlich emp¬
fundene Lücke hat nun die RVO. erfreulicher¬

weise ausgefüllt. Der § 363 bestimmt nämlich,
daß nunmehr Kassenmittel auch für allgemeine
Zwecke der Krankheitsverhütung verwendet

werden dürfen. Nach den Motiven sind darunter

u. a. die Herstellung und Verteilung von Flug¬
blättern, das Abhalten von Vorträgen, Desinfektion

der Wohnungen von Mitgliedern, die mit an¬

steckenden Krankheiten behaftet sind, Errichtung
und Unterstützung von Auskunftstellen zur Be¬

kämpfung der Tuberkulose zu verstehen. Da

derartige Maßnahmen bisher vielfach für unzu¬

lässig erklärt wurden, so erklärt sie das Gesetz

nunmehr ausdrücklich für statthaft unter der Vor¬

aussetzung, daß dafür die Beiträge reichen, nach¬

dem alle gesetzlichen Pflichtleistungen gedeckt
sind. Auch kommen nur Maßnahmen allgemeiner
Art für die Gesamtheit der Kassenmitglieder in

Hetracht, nicht aber vorbeugende Maßnahmen,
die nur die mögliche Entstehung künftiger Krank-

heitsaniagen bei dem betreffenden einzelnen Mit¬

glied zu verhindern bestimmt sind; diese bleiben

nach wie vor den Trägern der Invalidenversiche-

iung vorbehalten.

Es besteht die Möglichkeit ja Wahrscheinlich¬

keit, daß dieser unscheinbare Paragraph in der

Praxis zu großer Bedeutung gelangen wird. Man

erinnere sich nur an die Bestimmung im Invaliden-

orsicherungsgesetz vom vorbeugenden Heilver¬

fahren. Wer hätte daran gedacht, daß aus diesen

zwei Sätzen einst die ungeheure Bewegung zur

Bekämpfung der Volkskrankheiten, des Heilstätten¬

wesens, die Fürsorge für Tuberkulöse, Alkoholiker

und Syphilitiker herauswachsen würde!

Gar schmerzlich ist es oft empfunden worden,
daß die Krankenkassen ihre gesamten Mittel aus¬

schließlich für Krankenzwecke, für die Heilung
bereits ausgebrochener Krankheiten verwenden

müssen, daß sie zusehen müssen, bis die Krankheit

ausgebrochen ist; jetzt sind sie in der Lage, pro¬

phylaktisch vorzugehen, Krankheiten zu verhüten.

Diese Krankheitsverhütung umfaßt nun das

ganze Gebiet der öffentlichen und privaten Hy¬
giene, wovon oben nur einige Beispiele aufge¬
zählt sind. Vor allem werden die Kassen den

eigentlichen Volkskrankheiten zu Leibe rücken

können, die ihnen ja die meisten Kosten ver¬

ursachen. Außer Errichtung und Unterstützung
von Auskunfts- und Fürsorgestellen für Tuber¬

kulöse kommen Fürsorgestellen für Trunksüchtige
in Betracht, bakteriologische Untersuchungs¬
anstalten, Volksbäder, Einrichtungen für Gym¬
nastik usw. Auf dem Gebiete der Nahrungsmittel¬
hygiene käme die Untersuchung der Nahrungs¬
und Genußmittel in Frage, ja in Zeiten, wo, wie

in der Gegenwart, die Versorgung mit den wich¬

tigsten Nahrungsmitteln knapp ist und die Lebens¬

mittel teuer, könnte man daran denken, ob die

Krankenkassen nicht für ihre Mitglieder den

Einkauf der Lebensmittel in die Hand nehmen

dürften, da die Sorge für eine gute, ausreichende

und preiswerte Nahrung doch eben auch krank-

heitsverhütend wirkt. Ein wichtiges Betätigungs¬
gebiet wird die Wohnungshygiene sein, so werden

die Kassen in der Lage sein, besondere Wohnungs¬
inspektoren anzustellen oder ihre Kontrolleure

mit der Wohnungshygiene zu betrauen. Auch die

Hygiene des Kindes wird ihnen nach der jetzigen
Fassung der Paragraphen nicht verschlossen

bleiben, da das Gesetz jetzt bloß ganz allgemein
von Krankheitsverhütung spricht, während in der

Reichstagsvorlage von allgemeinen Schutzmaß¬

nahmen gegen Erkrankung der Mitglieder die

Rede war.

Ein ganz neues und besonders wichtiges
Kapitel der Krankheitsverhütung eröffnet sich

den Kassen auf dem bisher etwas stiefmütterlich
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»M-handelten Gebiete der Gewertoehygiene. Durch

die Gewerbekrankheiten werden die Kranken¬

kassen finanziell außerordentlich belastet, ohne

daß es möglich war, gegen sie vorzugehen. Ledig¬

lich der 8 *;1 KVO. ermöglichte es den Kassen,

Unternehmer eines Betriebes, welcher für die darin

beschäftigten Personen mit besonderer Krankheits¬

gefahr verbunden ist, zur Errichtung einer be¬

sonderen Betriebskrankenkasse anzuhalten. Im

übrigen war bisher die Bekämpfung der Gewerbe¬

krankheiten den Kassen entzogen und ausschließ¬

lich der Gewerbeinspektion überlassen. Während

die Krankenkassen im Kampfe gegen die Volks¬

krankheiten sich den bestehenden Organisationen
einfach anzuschließen brauchen, wird es ihre Auf¬

gabe sein, im Rahmen des § 363 sich speziell
mit der Bekämpfung der Gewerbekrankheiten zu

befassen. Hier treffen sie keine Fürsorgestellen
an, hier müssen sie selbst die Initiative ergreifen,
denn hier kommt ihr eigenes materielles Interesse

in Betracht, und sie selbst können den Schaden,

der ihnen durch die Gewerbekrankheiten erwächst,

am besten beurteilen.

Zwei Voraussetzungen für eine wirksame und

erfolgreiche Arbeit der Krankenkassen auf hy¬
gienischem Gebiete sind notwendig. Erstens, was

das Gesetz ausdrücklich betont, daß dafür die

Beiträge reichen, nachdem die gesetzlichen Pflicht¬

leistungen gedeckt sind. Die Krankheitsverhütung
wird daher zu den Mehrleistungen zu rechnen

sein. Eine zweite Ideelle Voraussetzung ist die,
daß im Vorstand der Kasse Personen sich finden,
die für diese Aufgaben Verständnis und Interesse

besitzen.

Da das letztere aber nicht immer zutreffen

dürfte, um der Krankheitsverhütung von vorn¬

herein eine feste Organisation zu geben, habe ich

in meinem auf der 19. Jahresversammlung des

Hauptverbandes Deutscher Krankenkassen ge¬
haltenen Vortrag*) ausgeführt, daß allen diesen

neuen Anforderungen am besten entsprochen
würde, wenn die Krankenkassen ein Bureau für

medizinische Statistik. Gewerbe- und soziale Hygiene er¬

richteten mit einem auf diesem Gebiete erfahrenen

hauptamtlich angestellten Arzt an der Spitze.
Es braucht nicht weiter ausgeführt zu werden,

daß die unentbehrliche Grundlage für die Ver¬

hütung und Bekämpfung der Krankheiten eine

einwandfreie Statistik bildet. Da diese aber, mit

wenigen Ausnahmen bei den Krankenkassen heute

noch sehr lückenhaft und unvollständig ist, so

muß vor allem diese Statistik gründlich reformiert

werden, sie muß nach Geschlecht, Alter, Beruf auf¬

genommen und verarbeitet werden; die berufliche
Statistik ist wieder möglichst zu detaillieren,
auch sind nicht nur die erwerbsunfähigen, sondern
auch die erwerbsfähigen Kranken zu berück¬

richtigen. Die Kassen müssen durch gegenseitige
Vereinbarung gemeinsame Formulare einführen.
Den Kassenärzten müßte auferlegt werden, die
Statistik bei der Krankmeldung und die Diagnosen¬
stellung sorgfältig zu beachten; für die Berufs-
krankeitenistein bestimmtes Formular einzuführen.
Die genaue Führung einer Gewerbekrankheits¬
statistik macht sich für die Kassen auch notwendig
mit Rücksicht auf einige besondere Vorschriften
der RVO. Da ist zunächst der § 343, welcher den
Vorstand der Krankonkassen verpflichtet, den
Gewerbeaufsichtsbeamten über Zahl und Art der

Abrechnungen Auskunft zu geben. Dieser Para¬

graph soll es ermöglichen, die Berufskrankheiten

•) W.Hanauer, Gewerbekrankheiten und RVO.
Die Arbeiterv *rsorgung 1912, Nr. 27 u. 28.

zu erfahren und ihrer Ausbreitung vorzubeugen.
Des weiteren ist hier der § 384 RVO. von Be¬

deutung, der den Kassen gestattet, einzelnen Be¬

trieben höhere Beiträge aufzuerlegen, soweit dort

die Erkrankungsgefahr erheblich höher ist. Die

Durchführung dieser Bestimmung ist jedoch nur

möglich, wenn die Kassen über eine sorgfältige
und einwandfreie Statistik verfügen. Von be¬

sonderer Wichtigkeit ist endlich § 547 RVO., wo¬

nach auf Beschluß des Bundesrates die Unfall¬

versicherung auf bestimmte gewerbliche Berufs¬

krankheiten ausgedehnt werden kann. Auch diese

richtige Maßnahme kann nicht ohne statistische

Grundlagen durchgeführt werden, und auch hier

sind die Krankenkassen berufen, das nötige Ma¬

terial zu liefern.

An die Spitze der Organisation für Krankheits¬

verhütung, des Bureaus für soziale Hygiene, ist

eine sachverständige Persönlichkeit zu stellen und

das kann nur ein Arzt sein. Diesem sind die ge¬
samten Aufgaben für Krankheitsverhütung zu

übertragen. Er wird die Morbiditätsstatistik der

Krankenkassen wissenschaftlich bearbeiten, die

festgestellten Gewerbekrankheiten wird er dem

Gewerbeinspektor melden, er wird die gesamten
sozialhygienischen Verhältnisse der Kassenmit¬

glieder durch Untersuchungen und Enqueten fest¬

stellen, ihre Wohnungs- und Ernährungsverhält¬
nisse im Auge behalten. Er wird Vorträge über

gesundheitliche Themen halten und Broschüren,

Flugblätter, und Merkblätter verfassen, die Tuber¬

kulose-, Alkohol-, Syphilis- und Krebsbekämpfung
leiten und sich zu diesem Zweck mit den Fürsorge¬
stellen in Verbindung setzen; er wird den Mutter-

und Kinderschutz bearbeiten, und das gesamte
Heilstättenwesen wird ihm unterstellt sein. Die

Folge einer derartigen neuen Organisation wäre,
daß nunmehr die gesamte Gewerbe- und soziale

Hygiene der Kassen einheitlich in den Händen

eines sachverständigen Arztes liegen würde,
während sie jetzt zersplittert ist und es dem Ver¬

ständnis und Interesse des jeweiligen Vorstandes

überlassen bleibt, ob er sich auf diesem Gebiete

betätigen will oder nicht.

Große Kassen sind ohne weiteres in der Lage,
ein derartiges Bureau einzurichten, die kleineren

dann, wenn sie sich nach § 407 RVO. zu Verbänden

zusammenschließen. Würde die Organisation über¬
all durchgeführt, dann würde ein Netz von ärzt¬

lichen Sozialhygienfkern über das ganze Land aus¬

gebreitet werden und die Förderung der Volks¬

gesundheit einen mächtigen Impuls erfahren. Wenn

heute die Kassen viele Millionen für Krankenpflege
ausgeben, so darf man, da sie ja gesetzlich nun¬

mehr dazu in der Lage sind, verlangen, daß sie
auch einige Tausende zur Krankheitsverhütung
zur Verfügung stellen; wenn sie tausende von

Ärzte für Krankenbehandlung und Therapie be¬

schäftigen, so mögen sie auch einige Hundert für

Prophylaxe und Hygiene anstellen. Zumal doch
die für die Krankheitsverhütung aufgewendeten
Kosten sich reichlich bezahlt machen, sie werden
eben wieder an Krankheitskosten erspart. Kaup *)
weist darauf hin, daß bei RückgangderErkrankungs¬
prozente der Mitglieder der Betriebskrankenkassen
von etwa 50 auf 30% sich ein Nutzen für diese
Kassen von etwa 44 Millionen pro Jahr ergeben
wurde. {Fortsetzung folgt.»

*) Kaup, die Bedeutung der beruflichen Mor-
biditäts- und Mortalitätsstatistik für die Gewerbe¬

hygiene. (Berichte des 2. Internationalen Kongresses
zur Bekämpfung der Gewerbekrankheiten in
Brüssel 1910.)
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Die Pensions- und Unfallfürsorge
der württembergischen Körperschaftsbeamten

Von H. Mattutat, Arbeitersekretär in Stuttgart.
I.

In kurzer Aufeinanderfolge hatte sich der

wurttembergische Landtag mit zwei Gesetz¬

entwürfen zu beschäftigen, von denen der eine

die Pensionsrechte der Körperschaftsbeamten
und ihrer Hinterbliebenen, der andere die Unfall¬

fürsorge dieser Beamtenkategorie betraf. Beide

(Jesetzentwürfe wurden von der Kammer in nach

verschiedenen Richtungen verbesserter Form

angenommen.
Das seither bestehende Körperschaftsbeamten-

Pensionsgesetz vom 5. September 1905 war trotz

einer im Jahre 1907 vorgenommenen Ergänzung
recht mangelhaft. Seine Wirksamkeit erstreckte

sich auf die Beamten der Gemeinden und Stif¬

tungen, sowie der sonstigen der Aufsicht des

Ministeriums des Innern unterstehenden öffent¬

lichen Körperschaften. Die Unterbeamten und Be¬

diensteten waren nicht versichert. Hierin bringt
das neue Gesetz eine erhebliche Besserung. Die

Pensionsversicherung wird auf alle Beamte und

Staatsbeamte der Gemeinden, Stiftungen und

aller sonstigen der Aufsicht des Ministeriums des

Innern unterstehenden öffentlichen Körperschaften
ausgedehnt, soweit das Amt ihren Hauptberuf
bildet und sie ein pensionsberechtigtes Ein¬

kommen von mindestens 400 Mk. jährlich haben.

Hierunter fallen auch die Angestellten der Kranken¬

kassen. Unter den gleichen Voraussetzungen sind

versicherüngsberechtigt die Beamten und Unter¬

beamten der Handels- und Handwerkskammern,
Innungen, Berufsgenossenschaften und ähnliche,
durch die Gesetzgebung geschaffener öffentlicher

Körperschaften, die nicht über das Gebiet des

Landes hinausreichen. Ein Beitrittsrecht ist auch

denjenigen Ortsvorstehern, Verwaltungsaktuaren
und Rechnern von öffentlichen Körperschaften
eingeräumt, bei denen die Vorsehung eines Be¬

rufsamts nicht vorliegt.
Begründet wurde diese Erweiterung der Pen¬

sionsversicherung mit den für die Unterbeamten

ungenügenden Leistungen der Invaliden- und

Hinterbliebenenversicherung, welche auch durch

die auf Grund der RVO. geschaffene freiwillige
Zusatzversicherung eine Verbesserung nicht er¬

fahren. Mit dieser von der Regierung selbst ge¬
übten Kritik kann man voll und ganz einverstanden

sein, und hat sie nicht nur für die Unterbeamten

Geltung, sondern trifft auch für die Arbeiter zu.

Ihnen gegenüber will sich jedoch bei der

Reichsregierung ebensowenig, wie bei den bun¬

desstaatlichen Regierungen, die für eine durch¬

greifende Verbesserung derlnvalidenversicherung
erforderliche Einsicht einstellen, vermochte man

sich doch nicht einmal zur Schaffung der von

den Vertretern der Arbeiter geforderten Ver¬

mehrung der Lohnklassen aufzuschwingen.
Der Zweck der Pensionsversicherung der

Körperschaftsbeamten ist die Gewährung eines

Ruhegehaltes bei eintretender Dienstunfähigkeit
und einer Hinterbliebenenfürsorge beim Tode

des Versicherten. Ein Recht auf Versetzung in

den Ruhestand steht den Beamten und Unter¬

beamten wie seither nicht zu; sie können in den

Ruhestand v/ersetzt werden. Voraussetzungen dafür

sind: 1. Die Zurücklegung des 65. Lebensjahres
und Verminderung der Arbeitsfähigkeit; 2. Dienst¬

unfähigkeit infolge körperlicher oder geistiger Ge¬

brechen ; 3. länger als ein Jahr dauernde Krank¬

heit und Dienstunfähigkeit. Die Pensionierung
erfolgt erst nach zurückgelegter neunjähriger
Dienstzeit. Nur wenn die Dienstunfähigkeit Folge
einer im Dienst erlittenen Verletzung oder durch

denselben veranlaßten Krankheit ist, tritt der

Anspruch auf Ruhegehalt schon früher ein, sofern

nicht die Dienstunfähigkeit durch eigenes schweres

Verschulden herbeigeführt wurde. Die Berechnung
des Ruhegehalts erfolgt nach dem innerhalb des

letzten Jahres vor der Zurruhesetzung bezogenen
Gehalt, wobei der Wert der Dienstwohnung mit

in Anrechnung gebracht werden kann. Neben¬

einnahmen, Gebühren, Tantiemen, Tagegelder etc.

bleiben außer Anrechnung. Das Ruhegehalt be¬

trägt nach angetretenem zehnten Dienstjahr 40%
der pensionsberechtigten Bezüge und steigt mit

jedem weiteren Dienstjahr bis zum vierzigsten
um la4% aus Bezügen bis 2400 Mk., um l1/*0/©
aus solchen über 2400 Mk. Der Höchstbetrag des

Ruhegehalts ist 8000 Mk. Bei Fortfallen der für

die Gewährung des Ruhegehalts in Betracht

kommenden Voraussetzungen gelangt dasselbe

zur Einsteilung. Die Entscheidung hierüber trifft

die Kreisregierung. Ebenso tritt unter gewissen
Umständen ein völliges oder teilweises Ruhen des

Ruhegehaltes ein. Insbesondere wird solcher Fall

praktisch, wenn der Bezugsberechtigte neben dem

Ruhegehalt noch Gehalt bezieht, das mit diesem zu¬

sammen das frühere Diensteinkommen übersteigt.
Die Hinterbliebenenfürsorge erstreckt sich

auf die Witwe und die ehelichen Kinder bis zum

18. Lebensjahre, vorausgesetzt, daß sie mit dem

verstorbenen Pensionsberechtigten in häuslicher

Gemeinschaft lebten. Sind Witwen und Kinder

unter 18 Jahren nicht vorhanden, so kann die

Leistung auch an andere Personen erfolgen,
deren Ernährer der Verstorbene ganz oder

überwiegend war. Das gleiche kann geschehen,
wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Kosten

der Krankheit und Beerdigung zu decken. Die

Leistungen an die Hinterbliebenen bestehen in

der Gewährung einer Witwen- und Weisenrente.

Außerdem haben die Hinterbliebenen Anspruch
auf das Diensteinkommen des Verstorbenen bis

zum Schlüsse des Sterbemonats und für die

folgenden zwei Monate oder, falls der Ver¬

storbene bereits Ruhegehalt bezog, diesen Ruhe¬

gehalt für die gleiche Zeit. Beim Tode weiblicher

Mitglieder haben nur die ehelichen Kinder An¬

spruch auf den Sterbenachgehalt und Pension.

Letzterer ruht, wenn der Vater der Kinder noch

lebt. Als Hinterbliebenenpension erhält die Witwe

50° (i des Ruhegehalts des Verstorbenen, jedoch
eheliche Kinder unter 18 Jahren falls die Mutter

lebt, V5i falls s*e verstorben ist, ¦
* ihrer Pension.

Eheliche Kinder von weiblichen Angestellten er¬

halten je ' des Ruhegehaltes der Mutter. Der

Witwer hat keinen Anspruch aus der Pension

seiner Ehefrau. Dagegen kann bedürftigen
Hinterbliebenen ohne Rechtsanspruch eine Unter¬

stützung gewährt werden.

Die für die Pensionsversicherung erforder¬

lichen Mittel werden durch Beiträge der Ver¬

sicherten, der Körperschaften und Zuschüsse des

Staats aufgebracht. Von den Versicherten ist zu

entrichten:
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1. ein Kintrittsgeld in Höhe von '/»« der Pen'

>ionsberechtigten Dezüge,
'. hei allen Gehaltserhöhungen ¦• derselben,
3. als Jahresbeitrag 27« der pensionsberech¬

tigten Bezüge und des Ruhegehalts.
Die Körperschaften haben für jeden Ver¬

sicherten 4" u seiner pensionsberechtigten Bezüge
an die Fensionskasse zu zahlen. Hin sich er¬

gebender Fehlbetrag wird von den Körper¬
schaften durch Umlage gedeckt, wobei ein Drittel

des Fehlbetrages vom Staat zu übernehmen ist.

Die Verwaltung der Fensionskasse erfolgt
durch einen aus einen Vorsitzenden und 16 Mit¬

gliedern bestehenden Verwaltungsrat, dessen

Wahl je zur Hälfte von den beteiligten Körper
Schäften und den Versicherten vorgenommen wird.
Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen
aus einem Vorsitzenden und vier Mitgliedern be¬
stehenden Ausschuß, dem die Erledigung der
laufenden Geschäfte zufällt. Gegen die Ent¬

schließungen des Verwaltungsrats steht den Be¬

teiligten die Beschwerde an die Kreisregierung
und das Ministerium des Innern, sowie nach Er¬

ledigung des Beschwerdeweges die Inanspruch¬
nahme des ordentlichen Rechtswegs zu. Die Ver¬
hältnisse der neu in die Pensionsversicherung Ein¬
tretenden werden durch Übergangsbestimmungen
geregelt, die man als liberal bezeichnen kann.

(Schluß f<.lKt..

Die Durchführung der staatlichen Mutterschafts

Versicherung in Italien.
Von Laura Casartelli -Cabrini

Wie ich schon in einem in der „Volkstümlichen
Zeitschrift44 vom 1. November 1912 erschienenen
Artikel mitteilte, trat das Gesetz, wodurch die

Mutterschaftskasse (Cassa Nazionale di Maternita)
in Italien eingerichtet wurde, am (>. April 1912 in
Kraft. Ich erwähnte schon, daß die Landeskasse
auf einem dreifachen Beitrag beruht (Arbeitgeber,
Arbeiterinnen, Staat) und nannte die Bestimmun¬

gen, welche die italienische Regierung an die zu¬

ständigen Behörden (Präfekte, Gewerbeaufsichts¬

organe) wie auch an die Arbeitgeber und Arbeite¬
rinnen erließ, um der genannten Kasse eine voll¬
kommene Wirksamkeit zu sichern. Ich sagte auch,
nach welchen Grundgedanken das Verwaltungs¬
komitee ernannt wurde, und zwar bei gleichem
Anteil von Vertretern der Arbfitgeber und Ar¬
beiterinnen. Der Leser hat sich also schon einen
klaren Begriff der Organisation dieser Kasse
gemacht.

Die Erhebung der Beiträge und die Auszah¬

lung der Unterstützungen wird, wie schon im

vorigen Artikel gesagt, durch die Postämter be¬
sorgt, welche diese Beiträge jederzeit annehmen
müssen, wenn auch der Besitzer oder der Unter¬
nehmer die Beiträge für die von ihm abhängenden
Arbeiterinnen in der ersten Hälfte des April und
Oktober zu leisten hat. Die Feststellung der ein¬
zelnen Fälle, in welchen die gesetzlich vorge¬
schriebenen Termine nicht beachtet wurden,
kommt nur der Generaldirektion der Mutter¬
schaftskasse zu. Neben den Postämtern können
auch die Filialen der Landesmutterschaftskasse
die Beiträge erheben; die Postämter müssen diese
Summen durch dienstliche Postanweisungen der
Zentrale in Rom übermitteln.

Um die Pottverwalter für die durch die
Mutterschaftskasse verursachte ArbeitsVermeh¬
rung zu entschädigen, ist eine Belohnung von zwei
Centesimi für jede Beitragszahlung der einge¬
schriebenen Arbeiterinnen festgesetzt worden.
Dieser Betrag wird ihnen halbjahrlich ausbezahlt.

Ks bedurfte eines energischen Kingreifens
seitens der Regierung, um die pünktliche Zahlung
der halbjährlichen Beitrage und die genaue Fest¬
stellung de^ Hin- und Austretens der Arbeiterin¬
nen aus den Betrieben zu erzwingen, welches
letztere c'ie Grundlage der Beziehungen zwischen
der Mutterschaftskasse einerseits, den Arbeit¬
gebern und Arbeiterinner: andererseits, bildet.

In der Tat mußten die Arbeitgeber in der
ersten Zeit oft daran ermahnt werden, daß der
sechsmonatlicbe Beitrag vor dem 15. Oktober 1912.
und zwar wie folgt, zu zahlen war:

Lire 1 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ok¬
tober 1862 und dem 31. Dezember 1892 ge¬
boren sind (Alter von 20 bis 50 Jahren).

„0,50 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ja¬
nuar 1893 und dem 1. Oktober 1897 geboren
sind (Alter von 15 bis 20 Jahren).

Fflr die Arbeiterinnen, welche nach dem 1. Ok¬
tober 1912 aufgenommen wurden oder erst im
Semester 1. Oktober 1912 bis 31. März 1913 das
15. Lebensjahr erreichten, war es der Firma ge¬
stattet, die Zahlung, gleichzeitig mit dem Beitrag
für das erste Semester 1913, am 1. April 1913 zu

leisten. Für die Arbeiterinnen, die vor dem
31. März 1913 den Betrieb verließen, wurde die
Auszahlung des Beitrages vor der Rückgabe des
Mitgliedsbuches gemacht.

Aber angesichts der Schwierigkeiten, die sich
dem guten Fortgang der Sache entgegenstellten,
wurde die Notwendigkeit anderer Erläuterungen
empfunden. Deswegen erließ man im März 1912
vor der Beitragsleistung des zweiten Semesters
(April 1913) folgende Bestimmungen, welche zu
einer klaren Auffassung eines Bestandteils der
Organisation der Kasse verhelfen:

a) Im Register der Arbeiterinnen oder im Ein¬
schreibungsbuch und in den Mitgliedsbüchern
muß immer das Datum ihres Ein- und Austritts
aus der Fabrik genau angegeben werden.

b) Die Beurlaubungen und die Abwesenheiten,
welche nach der inneren Fabrikordnung oder
dem im Betriebe üblichen Verfahren den
Arbeiterinnen das Recht nicht vorenthalten,
ohne weiteres und sofort ihre Tätigkeit in der¬
selben Fabrik wieder aufzunehmen, dürfen
weder ins Arbeiterinnenregister, noch in die
Mitgliedsbücher derselben eingeschrieben
werden.

c) Während besagter Abwesenheiten dauert für
den Unternehmer die Verpflichtung zur Bei¬
tragszahlung fort.

d) Wider verspätete oder unregelmäßige Angaben
und wider nicht erfolgte Beitragsleistungen
wird nach den Bestimmungen des Gesetzes
über die Mutterschaftskasse und der betreffen¬
den Ausführungsverordnung verfahren.

Es wird auch daran erinnert, daß die Bei¬
tragsleistungen binnen der vorgeschriebenen Frist
stattfinden müssen, und daß bei nicht pünktlich
erfolgter Zahlung die gesesetzlichen Strafen in
Kraft gesetzt werden.

Um die Firma in ihrer Aufgabe zu unter¬
stützen, überwies man ihr das Verzeichnis der
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B* tragsleistungen für die Jahrgänge 1913, 1914.

piese wurden wie folgt festgestellt:
Der Beitrag für das Semester 1. April bis

30. September 1913 ist vom 1. bis zum 15. April
1913 und folgendermaßen zu bezahlen:

I 1 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. April
1863 und dem 31. Dezember 1893 geboren
sind.

0,50 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ja¬

nuar 1894 und dem 1. April 1898 geboren
sind.

Der Beitrag für das Semester 1. Oktober 1913

bis 31. März 1914 ist vom 1. bis zum 15. Oktober

1913 und folgendermaßen zu bezahlen:

Lire 1 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ok¬

tober 1863 und dem 31. Dezember 1893

geboren sind.

„ 0,50 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ja¬

nuar 1894 und dem 1. Oktober 1898 ge¬
boren sind.

Der Beitrag für das Semester 1. April bis

30. September 1914 ist vom 1. bis zum 15. April
1914 und folgendermaßen zu bezahlen:

Lire 1 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. April
1864 und dem 31. Dezember 1894 geboren
sind.

„ 0,50 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ja¬

nuar 1895 und dem 1. April 1899 geboren
sind.

Der Beitrag für das Semester 1. Oktober 1914

bis 31. März 1915 ist vom 1. bis zum 15. Oktober

1914 und folgendermaßen zu bezahlen:

Lire 1 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ok¬

tober 1864 und dem 31. Dezember 1894

geboren sind.

„ 0,50 für Arbeiterinnen, die zwischen dem 1. Ja¬

nuar 1895 und dem 1. Oktober 1899 ge¬
boren sind.

Trotzdem gewahrte das Verwaltungskomitee
im Oktober 1912, also nach einer mehrmonatlichen

Probezeit, daß die Unternehmer während des ersten

Semesters seit Inkrafttreten des Gesetzes sich

meistenteils den die Beitragsleistungen betreffen¬

den Verpflichtungen entzogen hatten. Nur ein

Sechstel von der Gesamtzahl der Unternehmer

hatte den Verpflichtungen zur ersten Beitrags¬
zahlung Folge geleistet (Semester April bis Sep¬
tember 1912) und infolgedessen hätte nur ein

Drittel der einzuschreibenden Arbeiterinnen die

Wohltat des Gesetzes genießen können.

Mit dem 1. Oktober 1912 waren die ersten

Unterstützungen an die Wöchnerinnen entrichtet

worden und so machte sich die Notwendigkeit
strengerer Maßnahmen zum Schutz der pünktlichen
Erhebungen und des finanziellen Gleichgewichts
der Anstalt doppelt fühlbar.

Die Gewerbeaufsichtsbehörden und die Prä-

fekte wurden vom Minister ernstlich ermahnt;
rasche, gründliche Untersuchungen fanden statt,
um die Übertreter zu treffen und, zum Zwecke

"iner rascheren Ausführung der Generalinspektion
des November 1912, wurden die Präfekte ersucht,
ähnliche Untersuchungen mittels Carabinieri und

dazu befugter Polizeidiener anzuordnen.

Angesichts der Tatsache, daß man sich im

ersten Jahre der Anwendung des Gesetzes befand,
und um den Unternehmern einen Beweis seiner

Nachsicht zu geben, gestatte ihnen der Minister

noch eine Zahlungsfrist von 30 Tagen.
Die vollkommene Ausführung des Gesetzes

erlangte man erst nach erfolgter Herstellung so¬

wohl der Zentrale als auch der Filialen, nach Ein¬

richtung des Aufsichtsdienstes und nach zahlreichen

Sitzungen des Verwaltungskomitees, in denen

verschiedene Fragen besprochen wurden, die von

einzelnen Unternehmern oder von Arbeitgeber¬
und Arbeiterinnenorganisationen, behufs der ge¬
nauen Ausführung des Gesetzes, gestellt worden

waren.

Im Semester 6. April bis 30. September 1912

waren bei der Landesmutterschaftskasse 429121

Arbeiterinnen eingeschrieben und im Semester

1. Oktober 1912 bis 30. März 1913 betrug ihre Zahl

422087. Die Beitragsraten erreichten bis zum

31. März 1913 einen Gesamtbetrag 677 192 Liren.

Wie schon gesagt, hat die Kasse auf Grund

des 38. Artikels der Ausführungsverordnung mit

dem 1. Oktober 1912 angefangen die ersten Unter¬

stützungen zu Geburten und Fehlgeburten aus¬

zuzahlen.

In den beiden Vierteljahren Oktober bis De¬

zember 1912 und Januar bis März 1913 wurden

folgende Unterstützungen gewährt:

Geburt- und Fehlgeburtunterstützungen.

Zahl

der Unter¬

stützungen

Betrag

Mk.

Geburtunterstützungen.
Im l.Viertelj. (Okt.-Dez. 1912)
„

2.
„ (Jan.-Märzl913)

4832

5808

193280

232320

Gesamtbetrag 10620 425600

Fehlgeburtunterstützungen.

2

129

217

5160

8680

Gesamtbetrag 346 13840

Geburt- und Fehlgeburt¬
unterstützungen.

2

4961

6025

198440

241000

Gesamtbetrag der beiden
Vierteljahre ....

10986 439440

Beachtungswürdig sind einige vom Ackerbau¬

ministerium erlassene Grundbestimmungen.
Von großer Wichtigkeit ist es, folgende Haupt¬

bedingungen in Betracht zu ziehen:

Als Gewerbebetrieb gilt in Italien jeder Ort,
wo mit Beihilfe von Frauen und Kindern (wie
klein auch die Anzahl der gesamten Arbeiter sei)
Handarbeiten industrieller Natur mittels Maschinen,
welche nicht durch den Handwerker selbst in Be¬

wegung gesetzt sind, vollbracht werden. Wenn

keine Maschinen vorhanden sind, gilt jeder Ort,
wo mehr als fünf Arbeiter ohne Geschlechtsunter¬

schied bei Handarbeiten industrieller Natur be¬

schäftigt sind, als Gewerbebetrieb. Die bei solchen

Betrieben angestellten Arbeiterinnen müssen bei

der Landesmutterschaftskasse eingeschrieben sein.

Eine Bestimmung, über die man sich lange
besprach, besonders wegen ihrer Kühnheit, ist

folgende:
Gesetzt, ein Fabrikbesitzer liefere den Ein¬

wohnerinnen eines Klosters Seidenraupen zum

Ausspinnen und erhalte sie nach vollbrachter Arbeit

gegen einen bestimmten Lohn zurück, so müssen

besagte Einwohnerinnen bei der Mutterschafts¬

kasse eingeschrieben sein. Infolgedessen wird

es vorkommen, daß ledige, zur Jungfräulichkeit
geweihte Frauen zur Mutterschaftskasse gehören!
Ja, sogar die Unfruchtbaren, denn die Kasse
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nimmt auf keine phsiologischen Imstande Kuck-

^id.f Auch wenn der Betrieb bekanntlich kerne

schwangere Frauen zur Arbeit aufnimmt, müssen

«i.irin beschäftigten Arbeiterinen dessenunge-

btet Mitglieder der Mutterschaftskasse sein.

Waa den der Arbeiterin zur Last fallenden

Beitrag betrifft, sind folgende Bestimmungen fest¬

gesetzt worden:
. ..

Die Zahlung der sechsmonatlichen Beitrage

muß von den Unternehmern selbst geleistet werden,

auch was den Anteil der Arbeiterinnen betrifft,

welcher dann von dem Lohne derselben abgezogen

wird. Der Besitzer ist befugt, diesen Abzug auch

geg««n licn Willen der Arbeiterinnen zu machen

und, um diese Befugnis zu erlangen, ist es nicht

notwendig, sie dem Stadtrichter zu melden.

Wenn eine Arbeiterin die Fabrik unversehens

verläßt, ohne daß es dem Besitzer möglich ist,

sich für den schon ausbezahlten Beitragsteil zu

entschädigen, der der Arbeiterin zur Last fallen

muß, so ist ihm als einziges Mittel gewährt, diese

Arbeiterin vor den Richter zu forden, da das

Arbeitsbureau und die (JeWerbeaufsichtsbehörden

von irgend welcher Einmischung ausgeschlossen
sind. Durch die im 24. Artikel der Ausführungs¬

verordnung enthaltene Bestimmung ist es dem

Unternehmer versagt, der Arbeiterin das Mitglieds¬
buch vorzuenthalten.

Auch einige Fragen bezüglich der fremden oder

im Ausland geborenen Arbeiterinnen wurden gelöst
Die Mitgliedsbücher für die fremden Arbeitt

rinnen müssen von den italienischen Behörden de:

Gemeinden, wo die Arbeiterinnen beschäftigt sin<:

erlassen werden. Zu diesem Zweck sind dies.

Arbeiterinnen dazu verpflichtet, ihren Geburts

schein vorzulegen, aus welchem die Gemeinde

behörden die zur Herstellung der Mitgliedsbuchs

notwendigen Angaben entnehmen müssen.

Falls der Geburtsschein fremder Arbeiterinnet

schwer zu erlangen ist, können obengenannt.

Angaben unter Verantwortung der Bürgermeister
und der Gemeindebehörden auch aus den Register!
des Standesamtes entnommen werden. Und dies,

weil weder das Gesetz noch die Ausführungs¬
verordnung die unerläßliche Forderung des Ge¬

burtsscheines vorschreiben. Um aber den vom

2f». Artikel der Ausführungsverordnung behuf¬

unregelmäßiger Erlassung von Mitgliedsbüchern
vorgesehenen Strafen zu entgehen, werden di<-

Gemeindebehörden ersucht, sich der Wahrhaftig
keit der aus dem Standesamt entnommenen An¬

gaben zu vergewissern.

Verwaltung.
Erlaß des preußischen Handelsministers

vom 6. Mftrz 1914 betreffend Angestellte ge¬

schlossener Krankenkassen. (HMB1. S. 127.)

El ist die Frage aufgeworfen, ob auch noch

nicht fällige Ruhegehalts- und Hinterbliebenen-

anspräche der Angestellten einer Krankenkasse,
die infolge der Neuordnung des Krankenkassen¬

wesens geschlossen ist, aus dem Vermögen der

Kasse sichergestellt werden müssen. Im Einver¬

nehmen mit dem Herrn Reichskanzler (Reichsamt
des Innern) glaube ich, diese Frage mangels einer

dahingehenden gesetzlichen Bestimmung ver¬

neinen zu müssen. Es erscheint indes erwünscht,
daß namentlich ältere, erprobte Angestellte der

geschlossenen Kassen nach Möglichkeit anderweit

im Kassendienst untergebracht werden. Ich er¬

suche deshalb, den Vorständen der Kranken¬

kassen zu empfehlen, daß sie entsprechend der

Vorschrift des Art. 32 KU. z. RVO. geeignete An¬

gestellte, die infolge der Neuordnung bei einer

Krankenkasse entbehrlich werden, bei Annahme

von Hilfskräften möglichst berücksichtigen und

bei ihrer Anstellung auf die in der früheren

Stellung erworbene Anwartschaft auf Ruhegehalt
und Hinterbliebenenfürsorge wohlwollende Rück¬

sicht nehmen.

Abdrücke für die Versicherungsämter sind

angeschlossen.

Bescheid des preußischen Handelsministers
vom 28. Februar 1014 betreffend Aufbewahrung
der Wertpapiere (RVO. f 305). (HMB1. S. 126).

Wenn auch die Reichsversicherungsordnung
den Begriff „Wertpapiere44 nicht bestimmt, so

unterscheiden die Bestimmungen des Bundesrats
über Art und Form der Rechnungsführung der

Orts-, Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen
vom 9. Oktober 1913 (Z.-Bl. f. d. D. R. S. 1009) in
Muster 2 ausdrücklich zwischen Wertpapieren
und Hypotl eken. Der Gemeindeverband wird
daher nicht gezwungen werden können, Hypo¬
thekenbriefe der Krankenkasse gemäß § 365 RVO.
aufzubewahren Im übrigen kann ein Gemeinde¬
verband, der sich weigert, der ihm nach der er¬

wähnten Vorschrift obliegenden Pflicht nach¬

zukommen, dazu nur im Kommunalaufsichtsweg
angehalten werden.

Erlaß des preußischen Handelsministers

vom 6. März 1914 betreffend Wählbarkeit zu den

Organen der Versicherungsträger. (HMB1. S. 124.)

Es ist die Frage aufgeworfen, ob sich § 13

Abs. 3 RVO., wonach Mitglieder einer Behörde,

die Aufsichtsbefugnisse über einen Versicherungs¬
träger hat, zu den Organen der Versicherungs
träger nicht wählbar sind, nur auf die beamteten

Mitglieder bezieht. Hierüber hat auf Grund der

§§ 24, 33 a. a. O. in letzter Instanz das Reichs¬

versicherungsamt zu entscheiden. Bis zu einer

etwa ergehenden anderen Entscheidung dieser

Behörde werden aber die Versicherungsbehörden
davon ausgehen müssen, daß nach §§ 68,69 a. a. 0.

jedenfalls beim Oberversicherungsamte die ge¬
wählten „Beisitzer44 nicht als „Mitglieder44 anzu¬

sehen sind. Das gleiche wird für das Versicherungs¬
amt zu gelten haben (§§ 39, 40 a. a. 0.), da auch

hier der beamtete Vorsitzende und sein Stell¬

vertreter als die „Mitglieder44 im Gegensatz zu

den „Beisitzern" anzusehen sein werden. Beim

Reichsversicherungsamt werden allerdings nach

§§ 85, 87 a. a. O. die Gewählten als „nichtständige
Mitglieder44 bezeichnet, jedoch ist es sehr zweifel¬

haft, ob sie nach der Absicht des Gesetzes als

„Mitglieder44 im Sinne des § 13 Abs. 3 a. a. O. zu

gelten haben (vergl. Hanow, Kommentar zur RVO.

Bd. I, Anm.7 zu § 13).
Im übrigen berührt die Vorschrift in § 13

Abs. 3 nur die Wählbarkeit zu den Organen der

Versicherungsträger und bezieht sich nicht auf

die Wahlen zu den Versicherungsbehörden.

Erlaß des preußischen Handelsministers,
Landwirtschaftsministers und Finanzministers
vom 9. März 1914 betreffend Ortslöhne. (HMB1.
S. 125.)

Da die Veröffentlichung des Ortslohns nach

§ 149 Abs. 2 RVO. den Oberversicherungsämtern
obliegt, so sind diese auch verpflichtet, die da¬

durch entstehenden Kosten zu tragen.
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Die Festsetzungen des Ortslohns sind jedoch

in Zukunft nur dann durch die zur Veröffent¬

lichung von Bekanntmachungen der Versicherungs¬

ämter bestimmten Blätter zu veröffentlichen,

wenn dadurch keine besonderen Kosten entstehen.

Erlaß des preußischen Handelsministers

und des Ministers des Innern vom 6. März 1914

betreffend Geschäftsgang und Verfahren der

\ rsidierungsämter. (HMB1. S. 124.)

Im Einverständnis mit dem Herrn Reichs-

zier (Reichsamt des Innern) weisen wir darauf

daß in dem Verfahren vor den Versicherungs-
ämtern für die Aufnahme der Niederschriften ein

vereidigter Schriftführer nur in den Fällen zu-

:ogen werden muß, in denen dies ausdrücklich

vorgeschrieben ist, nämlich bei der Beweisauf¬

nahme nach § 28 der Verordnung über den Ge-*

M'häftsgang pp. der Versicherungsämter vom

24. Dezember 1911 und bei der mündlichen Ver¬

edlung nach § 45 a. a. O.

Im übrigen bedarf es eines Schriftführers

nicht. Dies gilt insbesondere für die Aufnahme

der Äußerung des Berechtigten im Einspruchs¬
verfahren nach § 1594 RVO., weil es sich hierbei

weder um eine Beweisaufnahme noch um eine

mündliche Verhandlung im Sinne des § 45 der

Verordnung vom 24. Dezember 1911 handelt. Wird

dennoch aus Zweckmäßigkeitsgründen ein Schrift-

fuhrer zugezogen, so ist er nach £ 1 der vor¬

erwähnten Verordnung und Nr. 3 des Erlasses

m 8. Juli 1912 (HMB1. S. 393) zu vereidigen.

Erlaß des preußischen Handelsministers vom

17. Februar 1914 betr. Ausfuhrung des Berliner

Abkommens zwischen Ärzten und Kranken¬

kassen (HMB1. S. 87)

In Verfolg des Erlasses vom 4. d. Mts.*) über¬

sende ich in der Anlage Abdrücke der Be¬

stimmungen, die zwischen den am Berliner Ab¬

kommen vom 23. Dezember v. Js. beteiligten
Organisationen der Ärzte und der Krankenkassen

unter Zustimmung der Königlichen Staatsregierung
vereinbart worden sind:

1. für die Führung des Arztregisters,
2. für die Bildung und die Tätigkeit des

Vertragsausschusses,
3. für die Bildung und die Tätigkeit des

Schiedsamts,
4. über den Zentralausschuß,

sowie einer Niederschrift über die Verhandlung
vom 10. d. Mts. zur Beachtung und zur Mitteilung
an die Versicherungsämter. Die hiernach alsbald

zu schaffenden Einrichtungen werden an die Stelle

derjenigen treten müssen, welche etwa mittler¬

weile für einzelne Bezirke getroffen sind. Es

•ht aber nichts entgegen, daß ein Schiedsgericht,
das zwischen einer Kasse und den für sie in

Betracht kommenden Ärzten zur Entscheidung
dor zwischen ihnen entstandenen Streitigkeiten
1 sonders vereinbart ist, in Wirksamkeit bleibt,

lange nicht die nach den anliegenden Aus-

;!irungsbestimmungen zu bildenden Organe ins

I '*ben getreten sind.

Die in Nr. 15 der Bestimmungen für die

lirung des Arztregisters der obersten Ver¬

waltungsbehörde eingeräumten Befugnisse über¬

trage ich den Oberversicherungsämtern, soweit

cht die Bezirke verschiedener Oberversicherungs-
lter in Frage kommen.

*) Der Erlaß ist nicht veröffentlicht worden.

Es ist sofort zu prüfen, ob für den dortigen
Bezirk ein Bedürfnis zur anderweiten Abgrenzung
des Bezirkes des Schiedsamts (Nr. I der Be¬

stimmungen für die Bildung und Tätigkeit des

Schiedsamts) besteht, gegebenenfalls sehe ich

sofortigem Berichte nach Benehmen mit den be¬

teiligten Oberversicherungsämtern entgegen.
In den Anlagen übersende ich ferner Muster¬

wahlordnungen für die Wahlen auf Grund der

Bestimmungen für die Führung des Arztregisters,
für die Bildung und Tätigkeit des Vertragsaus¬
schusses und des Schiedsamts, wobei ich gleich¬
zeitig dem Obervorsicherungsamte den Erlaß der

Wahlordnung für das Schiedsamt (Nr. II der letzt¬

erwähnten Bestimmungen) übertrage. Die Muster¬

wahlordnungen dürfen ohne meine Zustimmung
nur abgeändert werden, soweit die in eckiger
Klammer stehenden Bestimmungen in Frage
kommen. Die erlassenen Wahlordnungen sind

bei den Versicherungsämtern zur Einsichtnahme

durch die Beteiligten aufzulegen. Ein ent¬

sprechender Hinweis ist in den für die amtlichen

Bekanntmachungen der Oberversicherungsämter
und der Versicherungsämter bestimmten Blättern

zu veröffentlichen. Jedenfalls dürfen durch eine

weitergehende Veröffentlichung des Wortlauts

der Wahlordnungen Kosten für die Staatskasse

nicht erwachsen.

Nachdem nunmehr die Voraussetzungen für

die vollständige Durchführung des Berliner Ab¬

kommens gegeben sind, ersuche ich, erneut darauf

hinzuwirken, daß sämtliche Krankenkassen, auf

die sich das Berliner Abkommen bezieht, diesem

und seinen Ausführungsbestimmungen beitreten,
insbesondere die Zahlung des in Nr. 11 Abs. 3

des Abkommens vorgesehenen Zuschlags zum

Arzthonorar in Höhe von 5 Pf. auf den Kopf der

Versicherten alsbald übernehmen. Die Bedeutung
des Berliner Abkommens beruht zu einem wesent¬

lichen Teile darin, daß auf seiner Grundlage ein

friedliches und gedeihliches Verhältnis zwischen

der Ärzteschaft und den Krankenkassen angebahnt
und dauernd erhalten werden soll. Daß ein solcher

Zustand erreicht werde, liegt im Interesse aller

Krankenkassen, auch derjenigen, die unabhängig
von dem Abkommen Arztverträge abgeschlossen
haben; denn auch ihnen bietet es u. a. den Vorteil,
daß es ihnen eine Gewähr leistet für die Er¬

reichung annehmbarer neuer Verträge nach Ab¬

lauf der jetzt geltenden. Es muß daher großer
Wert darauf gelegt werden, daß auch die zuletzt

erwähnten Kassen dem Berliner Abkommen bei¬

treten. Wie sie sich dadurch einerseits die Vor¬

teile sichern, die das Abkommen den Kassen

bringt, übernehmen sie andererseits die Ver¬

pflichtung zur Zahlung des 5 Pf.-Zuschlages zum

Arzthonorar. Sollten sich einige Kassen durch

Verweigerung des geringfügigen Zuschlags zum

Arzthonorar außerhalb des Berliner Abkommens

stellen, so würde für sie die Gefahr daraus ent¬

stehen, daß ihr Verhältnis zur Ärzteschaft eine

wesentliche Verschlechterung erleiden und daß

namentlich die Erzielung angemessener Be¬

dingungen bei Erneuerung der laufenden Ver¬

träge in Frage gestellt werden könnte.

Bis zum 15. April des Jahres sehe ich einem

Bericht darüber entgegen, wieviel der im dortigen
Bezirke vorhandenen Orts-, Land-, Betriebs- und

Innungskrankenkassen die Zahlung des Zuschlags
übernommen haben. Die Angaben sind getrennt
für die verschiedenen Kassenarten zu machen.

Im Anschluß an dieses Protokoll lassen wir

nun die einzelnen Ausführungsbestimmungen
sowie das Protokoll vom 10. Februar folgen:
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Bestimmungen über die Führung des Arztregisters.

I. Bei jedem Versicherungsamt ist ein Arzt¬

register zu führen, in das sich jeder Arzt aus

dein Bezirke des Versicherungsamts, der Kassen¬

praxis betreiben will, eintragen lassen kann, einer¬

lei, ob er einer Organisation angehört oder nicht.

Auch Ärzte aus dem Bezirke eines benachbarten

Versicherungsamts können sich eintragen lassen.

Die Kintragung ist davon abhängig, daß der Arzt,

der sich eintragen lassen will, in Deutschland ap¬

probiert ist, und sich im Besitze der bürgerlichen
Ehrenrechte befindet. Die Anträge auf Kintragung

sollen die Personalien, die Wohnung, die Art und

den Umfang der bestehenden oder beabsichtigten

Praxis enthalten; es ist ferner anzugeben, ob die

Bewerbung für eine bestimmte Kasse oder einen

bestimmten Bezirk oder nur für ein bestimmtes

ärztliches Fach erfolgt. Spätere Änderungen

sind schriftlich beim Versicherungsamte zum

Arztregister anzumelden.

II. Diejenigen Ärzte, die bereits Kassenpraxis
betreiben, werden von Amtswegen eingetragen.
Die Arzte, die neu zur Kassenpraxis zugelassen
werden wollen, sind auf Antrag einzutragen.

III. Mündliche oder schriftliche Bewerbungen
von Ärzten bei den Vorständen der Krankenkassen

oder der Kassenverbände oder ihren Mitgliedern
oder bei Vertragskommissionen oder Ärzteaus¬

schüssen oder bei anderen Organen zur Regelung
der Beziehungen zwischen Kassen und Ärzten

sind untersagt
IV. Jeder Kassenvorstand und jeder Arzt,

der ein Interesse daran hat, kann das Arzt¬

register einsehen.

V. Wenn ein eingetragener Arzt aus dem

Bezirke des Versicherungsamts und dem Bereiche

seiner bisherigen Praxis verzieht oder wenn er

selbst Antrag auf Streichung stellt oder stirbt,

so ist er zu streichen.

Wenn ein eingetragener Arzt dreimal ohne

einen wichtigen Grund eine ihm angebotene Arzt¬

stelle bei einer beteiligten Kasse ablehnt, so kann

er gestrichen werden. Wiedereintragung kann

dann erst nach Ablauf von fünf Jahren erfolgen.
Die Streichung ist dem Arzte von dem Ver¬

sicherungsamte mitzuteilen.

VI. Sind bei einer Kasse Arzte neu anzu¬

stellen, so beantragt der Kassenvorstand unter

Kinreichung eines Vorschlags beim Versichcrungs-
amte die Auswahl der anzustellenden Ärzte.

VII. Die Auswahl des anzustellenden Kassen¬

arztes erfolgt durch einen Ausschuß (Nr. IX) nach

freiem Ermessen nach Maßgabe vorher ver¬

einbarter, im Einvernehmen mit dem Ober¬

versicherungsamte festzustellender Regeln. Dabei

können beispielsweise folgende Gesichtspunkte
berücksichtigt werden: Zeit der Eintragung, Zeit

der Approbation, Lebensalter, Niederlassungszeit
in dem Bezirk, Lage der Wohnung, Überlastung
durch kassenärztliche oder ähnliche Tätigkeit, bei

Spezialärzten Nachweis der Ausbildung, längere
Tätigkeit als Assistenzarzt in Krankenhäusern.

Die Entscheidung des Ausschusses ist dem

Kassenvorstand und dem ausgewählten Arzte

durch das Versichenuigsamt mitzuteilen.

Die Kasse kann den ausgewählten Arzt nur

aus einem wichtigen Grunde ablehnen.

Wer ablehnt, hat dies dem anderen Beteiligten
und dem Versicherungsamte binnen einer Woche
mitzuteilen. Lehnt ein Arzt ohne einen wichtigen
Grund ab oder erklärt er sich nicht binnen der

angegebenen Frist, so macht das Versicherungs¬
amt einen entsprechenden Vermerk an der Stelle
seiner Kintragung im Arztregister.

VIII. Besteht freie Arztwahl in dem Sinn

daß jeder Arzt, der Kassenpraxis betreiben will

zugelassen werden muß, so ist er nach den miT

den Kassen vereinbarten Vertragsbedingungen
zur Kassenpraxis zuzulassen. Das Versicherungs
amt teilt jede Neueintragung der Kasse mit.

welche den eingetragenen Arzt zuzulassen

hat, sobald er sich den vereinbarten Vertrags

bedingungen unterwirft.

IX. Der Ausschuß für die Auswahl der Arzt»

besteht aus mindestens je drei Vertretern der

Kassen und der Arzte.

Auf der Kassenseitc sollen in der Regel ver¬

schiedene Kassenarten vertreten und mindestens

ein Kassenvertreter soll Arbeitgeber sein. Die

nicht vertretene Kassenart benennt einen Ersatz

mann, der in den Fällen der Nr. XIII in den

Ausschuß eintritt. Vor der Wahl ruft der Vor¬

sitzende des Versichungsamts die Kassenvorstände

oder deren Bevollmächtigte zusammen zur Be

sprechung der Wahl und Herbeiführung einer

Verständigung über die zu wählenden Kassen¬

vertreter. Wird eine Verständigung nicht erzielt,

so erfolgt die Wahl der Kassenvertreter nach

den Grundsätzen der Verhältniswahl mit ge

bundenen Listen. Die Zahl der Stimmen der

einzelnen Kasse richtet sich nach der Zahl ihrer

Kassenmitglieder. Die Stimmen werden durch

die Mitglieder der Kassenvorstände abgegeben.
Die Vertreter der Kassen müssen den Kassen

organen angehören.
Die Ärztevertreter werden ebenfalls nach den

Grundsätzen der Verhältniswahl mit gebundenen
Listen gewählt. Wahlberechtigt sind nur im

Arztregister eingetragene Ärzte. Unter den Ärzte¬

vertretern müssen die zur Kassenpraxis zuge¬

lassenen Ärzte in der Mehrheit sein. Wählbar

sind auch andere im Bezirk wohnende Ärzte.

Von beiden Parteien sind Stellvertreter in

der erforderlichen Anzahl zu wählen.

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre.

Das Oberversicherungsamt erläßt eine Wahl¬

ordnung.
X. Alle Angelegenheiten des Ausschusses

gehen unter der Adresse des Versicherungsamts
Dieses beruft auch den Ausschuß zu den Sitzungen.

XL In den Sitzungen des Ausschusses führt

abwechselnd ein Vertreter der Kassen und ein

Vertreter der Ärzte den Vorsitz. Es entscheidet

einfache Stimmenmehrheit. Über den Vorsitz in

der ersten Sitzung entscheidet das Los.

XII. In Streitfällen über Eintragung in das

Arztregister (Nr. I und II), über Streichung oder

Wiedereintragung in das Arztregister (Nr. V),
über die Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt
(Nr. VII), über die Auswahl gemäß Nr. VII und

Zulassung gemäß Nr. VIII beschließt auf Antrag
eines der Beteiligten der Ausschuß unter dei

Leitung des Vorsitzenden des Versicherungsamt¬
oder seine#s Stellvertreters mit einfacher Stimmen

mehrheit. Lehnt eine Partei den Vorsitzenden

oder seinen Stellvertreter ab, so bestellt dei

Vorsitzende des Oberversicherungsamts den Vor

sitzenden. Der Beschluß des Ausschusses ist binnen

acht Tagen nach Empfang der beanstandeten Ent

scheidung oder Mitteilung beim Versicherungs
amte zu beantragen.

Wenn bei Abstimmungen im Ausschuß übe?

die Auswahl (Nr. VII) sich Stimmengleichheit er

gibt, so beschließt der Ausschuß in der Besetzung

gemäß Abs. 1 mit einfacher Stimmenmehrheit.

XIII. Ist ein Arzt auszuwählen (Nr.VII) für ein»

Kasse, die einer im Ausschuß nicht vertretene?

Kassenart angehört, so tritt ein von ihr bestimmtei
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Ersatzmann an die Stelle des Vertreters derjenigen

Kas enart, die über die wenigsten Stimmen ver¬

fügt Sind mehrere Vertreter derselben Kassen¬

art \ erhanden, so scheidet das nach dem Lebens¬

alter jüngste Mitglied aus.

Dasselbe gilt sinngemäß auch für Streitfälle

(Nr. XII).
XIV. Gegen den Beschluß des Ausschusses

bei Streit gemäß Nr. XII über die Auswahl nach

Sr. VII steht der beteiligten Kasse und dem be¬

teiligten Arzte ein Beschwerderecht zu. Dasselbe

kann nur binnen einer Woche nach Empfang des

Beschlusses geltend gemacht werden. Die Be¬

schwerde ist an den Vorsitzenden des Ver¬

sicherungsamts zu richten, welcher sie innerhalb

kürzester Frist mit einer Äußerung an den Vor¬

sitzenden des Schiedsamts weitergibt. Die Be¬

schwerde hat aufschiebende Wirkung. Die Be¬

teiligten sind zu benachrichtigen.
Der Vorsitzende des Schiedsamts entscheidet

uher die Beschwerde nach freiem Ermessen. Er

kann die Beschwerde abweisen oder sie dem

Schiedsamt zur endgültigen Entscheidung vorlegen.
XV. Wo besondere Verhältnisse vorliegen,

kann die oberste Verwaltungsbehörde oder

die von ihr bestimmte Behörde die Anlegung
eines gemeinsamen Arztregisters für die Bezirke

mehrerer Versicherungsämter anordnen und die

Behörde bestimmen, welche das gemeinsame Arzt¬

register zu führen hat. Soll sich das gemeinsame
Arztregister über das Gebiet mehrerer Bundes¬

staaten erstrecken, so erfolgt die Regelung durch

Vereinbarung zwischen den obersten Verwaltungs¬
behörden der beteiligten Bundesstaaten.

Übergangsbestimmung.
XVI. Für die erstmalige Eintragung bei der

Anlage des Arztregisters ist eine Frist von acht

Tagen festzusetzen.

Diejenigen Ärzte, die bisher schon zur Kassen¬

praxis zugelassen waren, solche aber verlieren,
weil die betreffende Kasse mit Inkrafttreten der

Keichsversicherungsordnung eingegangen ist,
sollen in erster Linie bei der Zulassung zur

Kassenpraxis berücksichtigt werden.

In Streitfällen entscheidet der Ausschuß (XII).

(Die übrigenAusführungsbestimmungen folgen
in nächster Nummer der „Volkst. Zeitschrift44.)

Niederschrift betreffend die Besprechung am
10. Februar in Berlin Ober die Ausfuhrungs-
bestimmungen zum BerlinerAbkommen zwischen

Ärzten und Krankenkassen am 23. Dezember

1913« (HMB1. S. 98.)
Bei der heutigen Besprechung wurde über

die anliegenden Ausführungsbestimmungen zum

Berliner Abkommen vom 23. Dezember 1913 eine

Kinigung erzielt:

Dabei wurde insbesondere festgestellt:
Zu Ziffer II der Bestimmungen über den Ver¬

tragsausschuß ist bei Abs. 1 hinzuzufügen:
„Die Kassen und ihre Ärzte sind berechtigt,
über Vertragsbedingungen zu verhandeln

und das Ergebnis dieser Verhandlung dem

Vertragflsausschuß als Vertragsgrundlage zu

unterbreiten. Dabei ist mitzuteilen, in welcher

Weise das Ergebnis zustande gekommen ist.

Der Wortlaut des Vertrags wird vom

Vertragsausschuß festgestellt."
Bei den Bestimmungen über das Schiedsamt

noch hinzuzufügen:
„Wird von einer Kasse oder den im Arzt¬

register eingetragenen Ärzten ein wichtiger
Grund zur Änderung des Arztsystems
geltend gemacht und kommt es darüber

zu keiner Einigung, so entscheidet das

Schiedsamt über diesen Streitpunkt zu¬

nächst und gesondert von anderen Ver¬

tragsbedingungen, über die noch Streit

besteht.44

Dabei bestand Einverständnis darüber, daß

das bloße Verlangen einer Partei nach Änderung
des Arztsystems allein noch nicht als „wichtiger
Grund44 im Sinne der Nr. 5 Abs. 2 des Berliner

Abkommens anzusehen sei.

Weiter bestand eine Einigkeit darüber, daß

bei der Einwirkung des Vertragsausschusses auf

den Vertragsabschluß, wie sie nach der obigen
Vereinbarung gestaltet ist, für den in Nr. 4

Abs. 2 des Berliner Abkommens vorgesehenen
Vorbehalt einer Genehmigung durch die örtliche

Arztorganisation (Vereinigung der im Bezirke

zur Kassenpraxis zugelassenen Ärzte) kein Raum

mehr übrig sei. Dieser Vorbehalt fällt danach weg.

H. Dippe. Fräßdorf. Mugdan. Wandel.

Hartmann. Heinemann. Kuhns. Max Simon.

Scholl. M. Kohn. Meyer. Haibuch.

W. Brögger. Joh. Becker.

Caspar. Neuhaus. Kirchner.

Wa. Die Stadt als Arbeitgeberin und ihre

Vertretung in der Generalversammlung der

Ortskrankenkasse. (Muß der Bürgermeister und

seinVertreter eine Vollmacht des Magistrats haben?)
Den Bürgermeister und den Beigeordneten

der Stadt Haijer, die an sich als Arbeitgeberin
sich in der Generalversammlung der Ortskranken¬

kasse vertreten lassen konnte, hatte der Vor¬

sitzende der Kasse zur Generalversammlung nicht

zugelassen, weil sie keine Vollmacht des Magistrats
hatten.

Der Landrat des Dillkreises als Aufsichts¬

behörde erließ an den Kassenvorsitzenden eine

Verfügung, durch die er ihm aufgab, den Bürger¬
meister oder seinen Vertreter, den Beigeordneten,
ohne weiteres zu den Generalversammlungen
zuzulassen. Einer besonderen Vollmacht des

Magistrats bedürften der Bürgermeister oder der

Beigeordnete nicht, da der Bürgermeister der

gesetzliche Vertreter der Stadt sei.

Der Bezirksausschuß zu Wiesbaden hob auf

die Klage des Kassenvorsitzenden die Verfügung
des Landrats auf. Der Magistrat vertrete die

Stadt und der Bürgermeister beziehungsweise
sein Beigeordneter als sein Vertreter den Magistrat.
Solle aber die Stadt als Arbeitgeberin in der

Generalversammlung der Kasse vertreten werden,
dann bedürfe der Bürgermeister oder sein Ver¬

treter einer Vollmacht des Magistrats.
Das Oberverwaltungsgericht bestätigte am

19. März mit folgender Begründung dies Urteil:

Wie in den sieben östlichen Provinzen, habe

auch in Hessen-Nassau nach § 61 der Hessen-

Nassauischen Städteordnung die Vertretung nach

außen lediglich der Magistrat. Die Stellung des

Bürgermeisters habe ihre Besonderheit nur im

Magistrat selbst. Der Bürgermeister sei in

den sieben östlichen Provinzen und in Hessen-

Nassau nicht berechtigt, selbständig die Ver¬

tretung der Stadt nach außen zu übernehmen.

Es sei deshalb durchaus richtig, wenn die Kranken¬

kasse sagte, der Bürgermeister oder sein Ver¬

treter könnte nur mit Vollmacht des Magistrats
die Stadt als Arbeitgeberin in der General¬

versammlung der Kasse vertreten.

Vo. Wer hat die Krankenkassenbeiträge für

Lehrlinge, welche kein Entgelt beziehen, zu

zahlen? Nach § 165 RVO. sind in Zukunft neben

den Arbeitern, Dienstboten, Gesellen und Gehilfen
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auch diejenigen Lehrlinge krankenversicherungs¬

pflichtig, welche vom Lehrherrn kein Entgelt be¬

ziehen, l'nter Entgelt im Sinne der Reichs-

versicherungsordnung sind nach § 160 neben

(iehalt oder Lohn auch Gewinnanteile, Sach- und

andere Bezüge, die der Versicherte statt des

Gehaita oder Lohnes oder neben ihm von dem

Arbeitgeber oder einem Dritten erhält, zu ver¬

stehen. Mithin müssen alle Lehrlinge, die vom

Meister keinerlei Entgelt, also auch nicht einmal

Kost und Wohnung erhalten, den zuständigen

Krankenkassen als Mitglieder gemeldet werden.

Diese Zahl ist nicht gering, wenn man nur an

die große Zahl Lehrlinge in gewerblichen Klein¬

betrieben und im Handelsgewerbe denkt neben

den Lehrlingen im Schneiderinnengewerbe usw.,

die keine Vergütung erhalten, sondern noch oft

Lehrgeld hinzuzahlen müssen. Aber auch gerade

diese Eltern befinden sich sehr häufig in den

dürftigsten Verhältnissen, während die Kinder die

Lehrzeit durchkosten müssen. Es entsteht nun

sehr häufig die Frage: Wer hat die Krankenkassen

beitrage für Lehrlinge, welche kein Entgelt beziehen, zu

zahlen9 Nach der Reichsversicherungsordrung
soll der Lehrherr an sich den ganzen Beitrag für

hrlinge, die kein Entgelt beziehen, zahlen! Eine

Vereinbarung, daß der Lehrling seinen Anteil

zahlen müßte, ist an sich ungültig und nach den

?^ 139 und 140 RVO. sogar strafbar. Als zulässig

könnte allerdings eine Vereinbarung gelten, wenn

der Vater des Lehrlings sich verpflichtete, den

Anteil dem Lehrherrn zu erstatten. Diese Ansicht

wird auch von den Kommentatoren Hoffmann und

Hahn geteilt. Dagegen kann die oberste Ver¬

waltungsbehörde nicht bestimmen, wie er seinen

Beitragsanteil für die Krankenversicherung dem

Lehrherrn nicht erstatten soll. Der Absatz 2 des

S 394 RVO. ist nur da anwendbar, wo der Ver¬

sicherte das Entgelt in Form von Sachbezügen
oder von Dritten erhält. Den anderen Lehrlings¬
kategorien, welche gegen Entgelt (Lohn oder Kost¬

geld) beschäftigt werden, kann der Anteil wöchent¬

lich vom Lehrherrn abgezogen werden und muß

an die zuständige Kasse nach den vorgesehenen
Satzungsvorschriften gezahlt werden. Auch kann

hier die oberste Verwaltungsbehörde bestimmen,

wie dem Arbeitgeber der Beitragsteil Versicherungs¬
pflichtiger aus ihrem Entgelt zu erstatten ist, wenn

dieser aus Sachbezügen oder von Dritten gewährt
wird. Sollte die Zahlung der Beiträge nicht

rechtzeitig durch den Lehrherrn erfolgt sein, so

hat dennoch die zuständige Krankenkasse die

Verpflichtung der Leistungen den Erkrankten

zukommen zu lassen. Die Kassenverwaltungen
haben sich in solchen Fällen mit dem Lehrherrn

des Versicherungspflichtigen zwecks Entrichtung
der rückständigen Beiträge ins Einvernehmen zu

setzen und das weitere zu veranlassen. Diese

vorstehenden Erläuterungen mögen zur Klar-

itethutg der erwähnten strittigen Frage beitragen,
die in Zukunft keine untergeordnete Rolle spielen
durfte.

Die Verhandlung vor deiv preußischen
Herrenhaus am !!?. Februar 1914, die zur An¬

nahme des Disziplir.argesetzentwurfes gegen die

Kranker kassenangestellten führte, hat sieh in

tilgender Form abgespielt:

Präsident Wir gehen über zum nächsten

Punkte der Tagesordnung Einmalige Schluß¬

beratung über den zunächst dem Herren-

hause vorgelegten Entwurf eines Ge¬

setzes, betreffend die Dienstvergehen
der Beamten der Orts-, Land-und Innung*
krankenkassen; Nr. 30und31 der Drucksach en.

Berichterstatter ist Herr von Batocki-FriVbe

Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen

Berichterstatter Tortilowicz von Batocki-

Friebe: Meine Herren! Ich darf mich im wesent¬

lichen auf die gedruckte Begründung beziehen.

Ich möchte nur kurz bemerken, daß durch die

Reichsversicherungsordnung den Landesregierun¬

gen die Möglichkeit gegeben ist, den ständig an¬

gestellten Krankenkassenbeamten die Eigenschaft
von Kommunal- oder Staatsbeamten zu verleihen

Für den Fall dieser Verleihung muß auch für

das Disziplinarverfahren Vorkehrung getroffen
werden. Diesen Zweck verfolgt der vorliegende
Gesetzentwurf.

Die disziplinaren Maßnahmen zerfallen in da*

Ordnungsstrafrecht und das Recht der Dienst

entlassung, die wie in anderen Fällen verschieden

geregelt sind. Das Ordnungsstrafrecht steht in

erster Instanz bei Geldstrafen bis zum Betrag*
von 90 Mark dem Landrat als Vorsitzenden de*

Kreisausschusses oder, wo besondere kommunale

Versicherungsämter gebildet werden, deren Vor¬

sitzenden zu. Beschwerdeinstanzen sind der Be¬

zirksausschuß und der Provinzialrat, die im B»

schlußverfahren zu entscheiden haben. Der Pro¬

vinzialrat entscheidet endgültig.
Bei dem Verfahren auf Dienstentlassung be¬

steht im Gegensatz hierzu ein ordentliches Ver

waltungsstreitverfahren vor dem Bezirksausschuß

und dem Oberverwaltungsgericht An sich ist e^

nicht erfreulich, daß in diesem Fall eine neue,

wenn auch geringfügige Belastung des schon

überlasteten Oberverwaltungsgerichts entsteht

Aber da es geboten ist, den mit Beamteneigen¬
schaft ausgestatteten Krankenkassenbeamten der

vollen Rechtsschutz im Fall der Dienstentlassung

zu gewähren, so läßt sich die Heranziehung de-

Oberverwaltungsgerichts als oberste Instanz in

diesem Falle nicht entbehren. Für Berlin simt

besondere Bestimmungen insofern getroffen, al

bei Ordnungsstrafen an Stelle des Provinzialrat*

der Handelsminister tritt.

Im übrigen sind wesentliche Punkte aus den

Gesetzentwurf nicht hervorzuheben. Ich empfehi>
Ihnen die Annahme.

Präsident: Ich eröffne die allgemeine Be¬

ratung. Dazu wird das Wort nicht verlangt.
Ich gehe über zur Spezialberatung, zunächst

über Jl, § 2, § 3, Einleitung und Über

schrift Das Wort wird nicht verlangt; ich

schließe die Beratung und darf wohl ohne be¬

sondere Abstimmung feststellen, daß das Hau-

den Gesetzentwurf angenommen hat. Ich stelle

das fest.

Der vom Herrenhaus gebilligte Entwurf hai

inzwischen auch schon die Handels- und Gewerbe -

kommission des preußischen Landtags beschäftigt

und zwar am 17. März er. Um das hohe Haus d*r

Herren wahrscheinlich wegen etwaigen Änderung»

nicht nochmal zu bemühen und ferner aus de

„warmen Interesse" heraus, das insbesondere d 8

Mehrheit im preußischen Landtag derSelbstverwaltur

entgegenbringt, hat man auch hier sämtliche V»

besserungsanträge abgelehnt und das Gesetz oh.

Änderung angenommen. So hatte der sozi

demokratische Vertreter unter anderem beantrat

daß Ordnungsstrafen nicht über 90 Mk. hina
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ufld icht vom Landrat, sondern nur vom Kassen-

vorstand verhängt werden dürften, sowie daß

strenger Arrest in Wegfall zu kommen hat. Die

Rechte erklärte zu diesem letzteren Antrag, er

,ei ihr sympathisch, aber man habe in den Frak¬

tionen noch keine Stellung dazu genommen. So

fielen sämtliche sozialdemokratischen Anträge

unter den Tisch.

Im übrigen verweisen wir auf die Besprechung
des Gesetzentwurfs in voriger und kommender

Nummer der „Volkstümlichen Zeitschrift" durch

Herrn Rechtsanwalt Dr. Cohn.

Rechtsprechung.
\VL Rentenentziehungen bei Verzicht*

leistungen. Die Landesversicherungsanstalt W.

hatte dem Schreiner H. die Invalidenrente durch

berufungsfähigen Bescheid entzogen, weil er auf

den Bezug der Rente vom 1. April 1913 ab ver¬

zichtet hätte. H. legte gegen diesen Bescheid

Berufung ein, die er hauptsächlich damit be¬

gründete, daß er trotz aller Bemühungen zum

April 1913 die erhoffte Arbeit nicht gefunden
habe. Das Oberversicherungsamt wies die Be¬

rufung durch Urteil vom 26. Mai 1913 auf Grund

des Gutachtens der Ärztekommission vom 14. De¬

zember 1912 ab. Dieses Urteil ist durch

Revisionsentscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom 14. Februar 1914 aufgehoben und die

Sache zur anderweiten Entscheidung an den

Vorstand des Beklagten zurückverwiesen worden.

Zur Begründung wird folgendes ausgeführt: Der

Vorstand des Beklagten hat dem Kläger durch

berufungsfähigen Bescheid die Rente entzogen,
weil er am 14. Dezember 1912 auf ihren Bezug
vom 1. April 1913 an verzichtet habe. Der Kläger
hat damals erklärt: „Voraussichtlich werde ich

zum 1. April passende Arbeit gefunden haben

und verzichte unter dieser Voraussetzung vom

1. April 1913 ab auf die Rente.44 Ein endgültiger
Verzicht ist in dieser Erklärung nicht enthalten;

er ist vielmehr an die Bedingung geknüpft, daß

der Kläger am 1. April 1913 Arbeit gefunden
hätte. Diese Bedingung ist jedoch nicht ein¬

getreten und deshalb konnte die Rentenentziehung
nicht mit diesem Verzicht begründet werden.

Das Oberversicherangsamt hat das auch erkannt

und ist deshalb in eine Prüfung der Frage ein¬

getreten, ob die Entziehung der Rente sich nicht

deshalb rechtfertige, weil der Kläger nicht mehr

invalide im Sinne des Gesetzes sei. Es hat diese

Frage bejaht, aber es hat dabei übersehen, daß

der Kläger in der Berufungsschrift behauptet
riat, „nachdem es ihm zurzeit der Untersuchung
durch die Ärztekommission so gut gegangen sei,
daß er auf baldige Erwerbsfähigkeit gehofft
hätte, hätte sein Zustand sich wieder ver¬

schlimmert. Durch Anschwellung der Fußstümpfe
hatte er mehrmals tagelang zu Bett liegen müssen

und sei nicht imstande gewesen, sich auf den

Beinen zu halten und irgend eine Arbeit zu

verrichten.44 Angesichts dieser Behauptungen
durfte das Oberversicherungsamt sich nicht ohne

w> iteres mit dem Gutachten der Ärztekommission

und den früheren Angabendes Klägers begnügen,
ndern es hätte in eine erneute Prüfung der

he eintreten und ein neues Gutachten einholen

messen. Da er dies unterlassen hat, so hat

kvine genügende Sachaufklärung stattgefunden.
Hepzu kommt, daß auch das Verfahren vor der
f *cheiderteilung an einem wesentlichen Mangel

let. Die LandesVersicherungsanstalt hätte zu-

:chst prüfen müssen, ob die Bedingung, an die

•i r Kläger die Verzichtleistung geknüpft hatte,

getreten war, und, da diese Frage zu ver-

.nen war, die Rentenentziehung also nur auf

den Eintritt einer wesentlichen Besserung ge¬
stützt werden konnte, so hätte eine mundliche

Verhandlung vor dem Versicherungsamt erfolgen
müssen. Hierin ist, wie bereits bemerkt, ein

wesentlicher Mangel des Verfahrens zu erblicken.

Zulassigkeit der Revision infolge Fehlens

der ziffernmäßigen Angabe Ober Mindestver-

dienstdrittel und wegen Nichtberücksichtigung
der allgemeinen Steigerung der Löhne. (Ent¬
scheidung des Reichsversicherungsamts vom

19. Januar 1914. IIa 1992, 13B.)
Der Revision mußte Folge gegeben werden,

weil das angefochtene Urteil auf der unrichtigen
Anwendung des bestehenden Rechtes beruht, das

Verfahren auch an einem wesentlichen Mangel
leidet, mithin gesetzlich zugelassene Revisions¬

gründe vorliegen (§ 1697 RVO.).
Das Oberversicherungsamt entnimmt eine

wesentliche Änderung im Sinne des § 1304 RVO.

der Tatsache, daß nach dem Gutachten des

Kreisarztes Dr. E. vom 24. Dezember 1912 eine

„Besserung44 des Leidens des Klägers eingetreten
sei. Diese Feststellung erscheint nicht unbe¬

denklich.

Nach dem Gutachten des Dr. E. ist die Lungen¬
tuberkulose des Klägers, die die Hauptursache
der Rentenbewilligung gebildet hat, nur in ein

leichteres Stadium eingetreten. Hat aber schon

dieser Gutachter es als unbestimmt bezeichnet,
ob der jetzige Zustand voraussichtlich dauernd

sei, so war in dem von dem Kläger mit der Be¬

rufungsschrift überreichten Zeugnisse des Sanitäts¬

rats Dr. Seh. vom 12. März 1913 darauf hingewiesen,
Kläger müsse noch als gefährdet in bezug auf

Wiedereintritt der Lungentuberkulose bezeichnet

werden. Es wäre hiernach Anlaß gegeben ge¬

wesen, zu prüfen, ob nicht der Kläger zwar an

sich zu mehr als einem Drittel erwerbsfähig ist,
aber der Schonung bedarf, weil die Wiederauf¬

nahme der Arbeit seine Gesundheit von neuem

gefährden würde, in welchem Falle er nicht als

„nicht mehr invalide44 gelten könnte (zu vergl.
Revisionsentscheidungen 363 und 748, Amtl. Nach¬

richten des RVA. (L u. AV. 1894 S. 132, Amtl.

Nachrichten des RVA. 1899 S. 559 u. a. m.). Dabei

kam noch besonders in Betracht, daß Dr. Seh. in

dem Verfahren wegen Bewilligung der Kranken¬

rente und der Invalidenrente wiederholt als Gut¬

achter hinzugezogen worden war.

Jedenfalls wäre es bei dieser Sachlage um-

somehr geboten gewesen, das für die Beurteilung
der Erwerbsfähigkeit maßgebende Mindestver-

dienstdrittel ziffernmäßig genau festzustellen.

Über den Betrag dieses Drittels fehlt aber im

Urteil sowohl wie in den Akten jede Feststellung.
Es heißt im Urteil darüber nur, Kläger werde

für fähig erachtet, mindestens ein Drittel dessen

wieder zu verdienen, was er als Porzellanarbeiter

früher verdient habe. Dabei ist noch unberück¬

sichtigt geblieben, daß die bei der Rentenentziehung
maßgebende Verdienstgrenze zwar unter Berück-
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sicbtigung desjenigen Berufs festzustellen ist, den

d<r Rentenempfänger zuletzt vor der Renten-

bewilligung bei einer im wesentlichen unge-

schwichteil Arbeitskraft ausgeübt hat, daß aber

innerhalb dieses Berufs dem Betrage nach nicht

die der Rentenbewilligung zugrunde gelegte,

ndern die nach den Verhältnissen zurzeit

der Rentenentziehung festzustellende Mindest-

verdienstgrenze in Betracht kommt, diese Grenze

sich also auch für den Rentenempfänger mit dem

Steigen der Lohne von selbst erhöhtJzu vergl.

Revisionsentscheidungen 1452 und 1754, Amtl.

Nachrichten des RVA. 1910 S. 452 und 1913 S. 677).

Diese Frage kam hier besonders in Betracht, da

der Kläger zuletzt am 8. Januar 1908 als Porzellan-

.irbeiter gearbeitet hat, also mehr als fünf Jahre

zurücklagen.

Irrtümerregende Angabe des Datums des

brteilsjahres kein Grund zur Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand. Entscheidung des

Reichsversicherungsamts vom 13. Januar 1914.

Ia 8835 13 3 B.

Gegen das der Klägerin am 1. März 1913 zu¬

gestellte Urteil legte diese durch eine am 14. April
1913 beim Reichsversicherungsamt eingegangene
Rekursschrift Rekurs ein mit dem Antrage, ihr

die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu

gewähren, die Sache selbst zur weiteren Ver¬

handlung an die Vorinstanz zurückzuverweisen

und die Beklagte zu veranlassen, auf den durch

Seh. gestellten Rentenerhöhungsantrag vom 6. März

1912 einen ordnungsmäßigen Bescheid zu erteilen.

Die der Klägerin zugestellte Ausfertigung des

Urteils des Oberversicherungsamts trug zufolge
eines Schreibfehlers anstatt des Datums des

15. Februar 1913 das des 15. Februar 1912. Die

Klägerin hatte diese Urteilsausfertigung und ein

weiteres Urteil des Oberversicherungsamts vom

8. Oktober 1912 mit einem Begleitschreiben ihrem

Vertreter in Berlin übersandt. Dieser entnahm

aus dem Briefe der Klägerin, daß auch eine Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts ergangen
sein müsse. Er erkundigte sich danach bei der

Klägerin und ersuchte sie um Einsendung dieses

Urteils. Die Klägerin wandte sich darauf, wie

sich aus einem Schreiben des Oberversicherungs¬
amts vom 31. März 1913 ergibt, an dieses mit der

Bitte um Ausfertigung der gefällten Urteile.

Erst aus dem ihm von der Klägerin übersandten

Urteil des Oberversicherungsamts ersah dann der

Vertreter, daß das eine Urteil nicht am 15. Fe¬

bruar 1912, sondern am 15. Februar 1913 ergangen
war. Er erhob gleichwohl unter Vorlage des

Schreibens der Klägerin vom 9. März 1913, des

Sehreibens des Vertreters an diese vom 1U. März

1913 und des Schreibens des Oberversicherungs¬
amts vom 31. März 1913 Rekurs.

Das Reichsversicherungsamt wies diesen Re¬

kurs mit folgender Begründung zurück:

Der Rekurs der Klägerin ist verspätet, da er

nicht, wie §80 Abs. 3 GÜVG. vorschreibt, binnen
einem Monat nach der Zustellung der Entscheidung
des Oberversicherungsamts eingelegt worden ist.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung gegen die Ver-

saumung der Frist ist nicht begründet. Nach

dem hier Anwendung findenden §223 Abs. 1 ZPO.
ist die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

nur statthaft, wenn die Partei durch Naturereig¬
nisse oder unabwendbare Zufälle verhindert
worden ist, die Frist einzuhalten. Unter einem
unabwendbaren Zufall ist ein Vorkommnis zu

verstehen, welches so geartet ist, daß dafür jede
Verantwortlichkeit des Betroffenen vernünftiger¬

weise abzulehnen ist. Die Partei muß also behufs

Einhaltung der Frist jede von ihr nach Lage des

Falles vernünftigerweise zu erwartende Sorgfalt

angewendet haben, und die Versäumung der Frist

muß auch durch die äußerste, nach der Besonder¬

heit des Falles zu verlangende Sorgfalt nicht zu

verhüten gewesen sein (Entscheidungen des

Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 71, S. 322; Hb.

Bd. III, S. 545).

Die Voraussetzungen sind vorliegendenfall»
nicht gegeben. Die Klägerin mußte, als ihr die

fälschlich vom 15. Februar 1912 datierte Ent¬

scheidung des Oberversicherungsamts zuging, er¬

kennen, daß dies die am 15. Februar 1913 gefällte
Entscheidung war. Denn sie war von dem An¬

stehen des Verhandlungstermins vom 15. Februar

1913 seitens des Oberversicherungsamts benach¬

richtigt worden und der Inhalt des ihr am 1. März

1913 zugestellten Urteils ließ keinerlei Zweifel

darüber, daß dies die am 15. Februar 1913 auf

die Berufung der Klägerin gefällte Entscheidung
war. Das Urteil gibt in eingehender Weise eine

Darstellungdes Sachverhalts, erwähnt insbesondere

einen Wiederaufnahmeantrag des Sohnes des Seh.

vom 2. Mai 1912, einen darauf erteilten Bescheid

des Oberversicherungsamts vom 8. Oktober 1912,

durch das der Wiederaufnahmeantrag zurück¬

gewiesen worden ist, der Rentenanträge der

Klägerin vom 5. November 1912, den die Ansprüche
der Klägerin abweisenden Bescheid der Berufs¬

genossenschaft vom 30. November 1912, die am

23. Dezember 1912 von der Klägerin dagegen ein¬

gelegte Berufung und die Tatsache, daß dem¬

nächst darüber im Termin mündlich verhandelt

und die der Klägerin mitgeteilte Entscheidung
getroffen ist. Wenn die Klägerin nunmehr, statt

innerhalb Monatsfrist seit der Zustellung des

Urteils die geeigneten Schritte zur Einlegung des

Rekurses zu tun, das mit der Rekursschrift über¬

reichte unklare Schreiben an den Vertreter richtete,

so tat sie nicht dasjenige, was bei vernünftiger
Überlegung von ihr zu verlangen wrar. Jedenfalls

aber mußte sie spätestens, nachdem sie das

Schreiben des Vertreters vom 10. März 1913 er¬

halten hatte, in welchem ihr mitgeteilt wurde,

daß sie spätestens innerhalb eines Monats nach Zu¬

stellung der von ihr ihm mitgeteilten beiden Ent¬

scheidungen Rekurs bei dem Reichsversicherungs¬
amt hätte erheben müssen, den Vertreter sogleich
über seinen Irrtum hinsichtlich des Datums der

einen Entscheidung aufklären und ihm mitteilen,

daß ihr das Urteil vom 15. Februar mit der fälsch¬

lichen Jahreszahl 1912 erst am 1. März 1913 zu

gestellt und daß es die Entscheidung sei, die sie

angreifen wolle.

Der Rekurs mußte sonach als verspätet zu¬

rückgewiesen werden.

- Soziale Chronik.

Übersicht über die Krankenkassen. Nach dei

Neuordnung auf Grund der Reichsversicherungs-
Ordnung sind aus den bisher bestehenden 21 65i*

Krankenkassen Deutschlands 9824 geworden, die

in 2463 Allgemeine Ortskrankenkassen, 337 be¬

sondere Ortskrankenkassen, 595 Landkranken

kassen, 5537 Betriebskrankenkassen und 892

Innungskrankenkassen zerfallen. Die durch

schnittliche Mitgliederzahl beträgt bei den Allge
meinen Ortskrankenkassen 3752, bei den Land

krankenkassen 4471, bei den Betriebskranken
kassen 668 und bei den Innungskrankenkassen
431 Personen.

Verantwortlich für Redaktion H. ZuMach. Berlin. Verla«: C. Giebel, Berlin. Druck: A. Schlicke * de., Berlin N24.
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Vertand erfolgt verpackungsfrei nnd franko jeder deutschen Bahnstation«

Der echte Kapitän-Kautabak
ist nicht nur durch seinen feinen Geschmack allein so schnell

beliebt geworden, sondern aur vom gesundheitlichen Stand¬

punkt aus, denn jedes einzelne Stück desselben (10 Pfg.-
Rollen oder Bündel) wird sauber verpackt zum Verkauf ge¬

bracht. Wieviel gerade hier gesündigt wird, bedarf wohl

keiner Erörterung. — Verkaufsstellen überall, eventl. von dem

Gen.-Vertr. €• Röcker, Berlin, Grüner Weg 119. Königst 3861.

ezept-Revision
»owohl auf Richtigkeit der Taxe als auch aal

Zweckmäßigkeit der Verordnungweite übernimmt

anf Grand langjähriger Erfahrungen

r»

Apotheker A. Koffka,SeXnäS^JÄion
der Krankenkassen Berlins n. der Vororte. Rezept-Revisor für die Landes¬

versicherungsanstalt Berlinund zahlreiche Orts-, Betriebs- nnd Innung¬
krankenkassen Berlins nnd im Reiche.

Adresse:

1. Oktober bis 15. Mal Berlin-Wilmersdorf, Kaiserallee 48a

15. Mal bis 30. September Kiefersfeidan (Bayern).

„Spreenixe" Ml; H.Bogcntiartl
SO, Forster Straße S-S

Fernsprecher: Amt Moritsplata 1315. =====

Wische Jeder Art a Sauerstoff-Bleiche o Billige Preise

Den verehrten Mitgliedern gevlnre bei Beträgen von St Mark an 3°/o Rabatt.

DompfuBsclierei

Bienenhonig
cm.Garantiert reine Bltttenw

10 Pfd. in feiner Blechdose, fflr

7» Dose für 5 M. franko Nachnahme.

Thüringisches Honigversandhans

IL B. IiipH, Fri cdrichrod* I. Thflr.

in bester Verarbeitung unter Verwen¬

dung feinster Materialien und ange¬

messener Preisberechnung liefert die

«to Holdeie
G. m. b. H.

Dortmund =====

Spezialfabrik für Innkenkas&eneiiirichtunfleB

Langjährige Lieferantin großer Kassen I

Sl°] Feinste Referenzen.
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